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Datum: 08.10.25 Medium: Tagesspiegel 

 
 

Autor: Christian Hönicke 

Thema: Lars Bocian 

 

 

 

 
 

 

Lieber Leser, ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir 

kostenpflichtigen Inhalt in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel 

lesen möchten, schließen Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten.  

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/nicht-ortsvertraglich-und-uberdimensioniert-

scharfe-kritik-aus-pankow-an-entwurfen-fur-bebauung-der-elisabeth-aue-

14506478.html?utm_source=chatgpt.com 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/nicht-ortsvertraglich-und-uberdimensioniert-scharfe-kritik-aus-pankow-an-entwurfen-fur-bebauung-der-elisabeth-aue-14506478.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/nicht-ortsvertraglich-und-uberdimensioniert-scharfe-kritik-aus-pankow-an-entwurfen-fur-bebauung-der-elisabeth-aue-14506478.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/nicht-ortsvertraglich-und-uberdimensioniert-scharfe-kritik-aus-pankow-an-entwurfen-fur-bebauung-der-elisabeth-aue-14506478.html?utm_source=chatgpt.com
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Datum: 13.10.25 Medium: WELT 

 

 

Autor: Christian Latz 

Thema: Johannes Kraft 

 

VIGNETTEN-FAIL 

Verwaltungskosten doppelt so hoch wie der Preis – 
Berlin macht Millionenverluste mit Anwohnerparken 

Stand: 13.10.2025Lesedauer: 2 Minuten 
 

 

Seit 2008 zahlen Berliner nur 20,40 Euro für eine Parkvignette – doch die 
Verwaltungsausgaben sind auf über 40 Euro pro Antrag gestiegen. Nun fordert die CDU eine 
Reform des Systems. 
 
Die Bearbeitungskosten für die Verwaltung zum Anwohnerparken sind in Berlin massiv gestiegen. 

2008 wurde der Preis für die Anwohnerparkvignette auf 20,40 Euro für zwei Jahre festgelegt. 

Erhöht wurde sie seither nicht. Für das Land Berlin verursache das einen Millionenverlust, berichtet 

der Berliner „Tagesspiegel“. 

 

Das Blatt beruft sich auf neue Angaben der Senatsverkehrsverwaltung. Demnach betragen die 

Kosten für die Ausstellung jedes Anwohnerparkausweises in diesem Jahr „im Median 42,29 Euro“, 

also um den Mittelwert. So steht es in einem Bericht der Verkehrsverwaltung an das 

Abgeordnetenhaus im Zuge der Haushaltsberatungen. In der Hälfte der Fälle lagen die Ausgaben 

der Verwaltung für die Leistung demnach darunter, in der anderen Hälfte darüber. Genau lässt sich 

das Minus der Stadt damit also nicht beziffern. 

Klar ist allerdings: Angewandt auf die 80.390 Vignetten, die die Bezirke allein von Januar bis Juli 

ausgestellt haben, summieren sich die ungedeckten Kosten der Verwaltung auf einen 

Millionenbetrag.  

Ändern ließe sich das entweder mit dem Wegfall der Vignetten oder mit einer Erhöhung der 

Gebühren. Eine Gebührenerhöhung hatten in den vergangenen 17 Jahren die Regierungskoalitionen 

unterschiedlichster Parteien abgelehnt. Unter Rot-Rot-Grün wandte sich vorrangig die SPD gegen 

höhere Preise fürs Anwohnerparken. Aktuell will die CDU die Preise nicht erhöhen, die im Jahr 

2008 noch höher waren: Sie lagen bei seinerzeit 50,10 Euro für zwei Jahre. 

In anderen deutschen Großstädten wurden die Preise in den vergangenen Jahren teils massiv 

angehoben. In Bonn liegt der Preis bei 300 Euro jährlich. In Münster kostet die Vignette 260 Euro, 

in Freiburg 200 Euro und in Köln bis zu 120 Euro pro Jahr. 

Die Erhöhung der Anwohnerparkgebühren befinde sich „derzeit in der Beteiligung“, schreibt die 

Senatsverkehrsverwaltung dem „Tagesspiel“ zufolge. „Wir sind gerade dabei, einen Termin in der 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/kosten-fur-verwaltung-sind-viel-hoher-als-einnahmen-berlin-macht-millionenverlust-mit-anwohnerparkausweisen-14545748.html
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Koalition zu finden, um sich zu verständigen“, zitiert die Zeitung den verkehrspolitischen Sprecher 

der CDU-Fraktion, Johannes Kraft. 

Der Berliner CDU schwebe keine reine Preiserhöhung vor, sondern ein Systemwandel. „Wir 

brauchen eine radikale Vereinfachung der Ausnahmetatbestände und eine Digitalisierung der 

Vignette“, sagt Kraft. 

Handwerker und Schichtarbeiter sollten nicht umständlich und für die Verwaltung zeitraubend 

Ausweise für andere Parkzonen als an ihrem Wohnort beantragen müssen. Auch solle jeder Berliner 

die Möglichkeit haben, für eine andere Zone eine Vignette zu kaufen. 
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Datum: 13.10.25  Medium: B. Z.  

  

  

Autor: Hildburg Bruns  

Thema: Dirk Stettner  

 

 

 

 
 

 

Mehr Sicherheit, mehr Sauberkeit, weniger Vandalismus in Berlins U-Bahn-Netz. Das 

erwartet CDU-Fraktionschef Dirk Stettner (56) durch ein geschlossenes Zugangssystem wie 

etwa bei der Metro in Paris oder der London Underground. Kosten für die Umstellung: rund 

400 Millionen Euro. 

 

Diese Idee ist für die BVG mit ihren inzwischen 175 Bahnhöfen schon öfter aufgeploppt: 2011 

etwa schaute sich eine Berliner Delegation in London um. Bahnhöfe kann man dort nur mit 

gültigem Ticket betreten. So sank die Schwarzfahrer-Quote, die Fahrgeldeinnahmen wurden 

gesteigert. 

Und erst kürzlich forderte der Polizeichef von Friedrichshain-Kreuzberg (Direktion 5), „über 

Sicherheit im Untergrund neu nachzudenken.“ Dazu gehörten für ihn Drehkreuze und andere 

Formen der Zugangskontrolle. CDU/SPD hatten die Einführung im Test auf der U8 sogar schon 

einmal im Jahr 2000 beschlossen – aber dann brannte ein voller Zug im U-Bahnhof Deutsche Oper 

und man schreckte aus Sicherheitsgründen vor Sperren wieder zurück. 

 

 

https://www.bz-berlin.de/thema/bvg
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Wie könnten U-Bahn-Zugangssperren umgesetzt werden? 

 

Erschwert würde ein geschlossenes System speziell in Berlin dadurch, dass viele U-Bahnhöfe 

direkte Zugänge von der Straßenmitte oder per Fahrstuhl auf den Bahnsteig haben. CDU-Politiker 

Stettner hält dies aber für technisch lösbar: „Da macht man Glasscheiben davor, die man mit dem 

Ticket öffnen kann.“ Allerdings müsste wohl zusätzliches Personal Barrierefreiheit und 

Zugänglichkeit in Notfällen absichern. 

 

Stettner: „Nur reinkommen mit Ticket, das wäre eine tolle Entwicklung für eine langjährige 

Sicherheit und Sauberkeit. Das ist wichtig und entscheidend.“ Ein entsprechendes 

Mobilitätskonzept habe die CDU-Fraktion schon Koalitionspartner SPD präsentiert. Finanzieren 

ließe sich die erforderliche Summe aber kaum aus dem Kern-Haushalt des Landes Berlin. 

 

CDU-Fraktionschef Dirk Stettner (56) fordert ein geschlossenes Zugangssystem für Berlins U-

Bahn Foto: picture alliance / Metodi Popow 

 

Stettner: „Wenn man die Kosten über zehn Jahre rechnet, läge die Belastung der Ticket-

Preise dafür im Cent-Bereich.“ 

 

Reaktion aus dem Hause der Verkehrssenatorin? In vielen Metropolen weltweit würden 

funktionierende geschlossene Zugangssysteme sicher zu einem gesteigerten Sicherheitsgefühl 

beitragen. Sprecherin Petra Nelken: „Bei einem Umbau steht man aber auch vor besonderen 

Herausforderungen, da bei der Errichtung von Sperrbauten Fragen wie der Denkmalschutz, 

straßenbezogene Aufzüge, Brandschutzbedingungen und mögliche Fluchtwege zu beachten sind.“ 

 

Und die BVG selbst? Sprecherin Franziska Ellrich: „Unser U-Bahn-System ist über 100 Jahre alt 

und baulich sehr unterschiedlich – viele Stationen sind zu schmal oder statisch nicht darauf 

ausgelegt, Sperren einzubauen. Auch Aufzüge mit direktem Zugang von der Straße auf den 

Bahnsteig lassen sich nicht in ein geschlossenes System integrieren.“ 

 

https://www.bz-berlin.de/thema/berlin
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2024 zählte die BVG 554 Millionen U-Bahn-Fahrgäste. Und allein bei Vandalismus-Schäden 

und Graffiti-Schmierereien könnte man möglicherweise Millionen-Beträge sparen. In den 

ersten sechs Monaten 2025 registrierte die Polizei im BVG-Bereich 6400 Straftaten (im selben 

Zeitraum 2024: 7806) – immerhin auch so schon ein Rückgang um 17 Pro 

 

 

 

 

 

 

  

https://www.bz-berlin.de/thema/berliner-polizei
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Datum: 13.10.25 Medium: Berliner Morgenpost 

 
 

Autor: Isabell Jürgens 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

Haushaltskrise 

 

CDU: Keine neuen Flüchtlingsunterkünfte in Berlin geplant 

 
Berlin. Das Abgeordnetenhaus hat 1,1 Milliarden Euro für Flüchtlingsunterkünfte abgesichert. Das 

bedeutet aber nicht, dass neue Heime eröffnen. 

 

 
 

 

Die Aufregung ist groß: Das Berliner Abgeordnetenhaus hat am vergangenen Donnerstag mit den 

Stimmen von CDU und SPD einen Nachtragshaushalt beschlossen, der rund 1,1 Milliarden Euro für 

die Unterbringung von Flüchtlingen zur Verfügung stellt. Dieser Beschluss sorgte nicht nur bei der 

AfD für Empörung. Am Montag erklärte CDU-Fraktionschef Dirk Stettner, dass es sich dabei nicht 

um zusätzliche Kosten handele. 

 

„Wir werden Flüchtlingsunterkünfte abbauen statt neue aufzubauen. Die Zeiten, in denen wir 

weitere Unterkünfte aufgebaut haben, sind vorbei“, sagte Stettner. Die Kosten würden tatsächlich 

sinken und nicht steigen. 
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Stettner: Der AfD-Vorwurf ist „absolut falsch“ 

„Wir haben am Donnerstag lediglich eine Verpflichtungsermächtigung beschlossen, die es der 

Verwaltung erlaubt, rechtlich bindende Verträge für künftige Ausgaben einzugehen, die erst in 

späteren Jahren zu Auszahlungen führen“, so Stettner. 

 

Die Verpflichtungsermächtigung erlaube lediglich, dass bis zu 618 Millionen Euro für ein 

„zentrales Ankunftszentrum für die Unterbringung von Geflüchteten in Tegel, auf dem Gelände der 

ehemaligen Karl-Bonhoeffer-Nervenklinik oder einem geeigneten Gelände innerhalb Berlins“ mit 

2600 Plätzen bereit gestellt werden könne. Je die Hälfte der Summe werde für 2026 und für 2027 in 

Aussicht gestellt und unterläge einer Sperre, die nur das Abgeordnetenhaus aufheben könne. 

 

Mittel zur Verlängerung von Mietverträgen 

Weitere bis zu 530 Millionen Euro, stünden zudem für einen Zeitraum von fünf Jahren für die 

Verlängerung von Mietverträgen für Flüchtlingsunterkünfte bereit – bis zu 106 Millionen Euro 

jährlich. So setze sich die Summe von rund 1,14 Milliarden zusammen, die die AfD skandalisiert 

habe. „1,14 Milliarden Euro für neue Unterkünfte sind absolut falsch. Es geht exakt um die 

Umsetzung des Ankunftszentrums und die Fortanmietung von bestehenden Unterkünften in den 

kommenden fünf Jahren“, betonte Stettner. Diese Summe müsse zwingend für exakt diesen Auftrag 

in den Haushalt eingestellt werden - unabhängig davon, ob sie tatsächlich benötigt werde oder 

nicht. 

 

Welche der bereits vom schwarz-roten Senat beschlossenen neu zu errichtenden 

Flüchtlingsunterkünfte nun nicht mehr kommen, weil die Geflüchtetenzahlen zuletzt stark gesunken 

sind, ließ Stettner offen. Im Jahr 2024 kamen rund 21.000 Geflüchtete nach Berlin - ein Rückgang 

von 36 Prozent gegenüber dem Vorjahr 2023. 

 

Neue Nutzung für weit fortgeschrittene Vorhaben 

 

Diejenigen geplanten Unterkünfte, für die bereits Mietverträge oder Bauaufträge ausgelöst wurden, 

sollen jedoch kommen - Nutzungsart offen: „ Das Land Berlin hat Flächen angemietet. Die kann 

man für Flüchtlingen nutzen, für Azubi-Wohnen, für studentisches Wohnen, für andere gewerbliche 

Wohnarten“, so Stettner. 

 

Als Beispiele nannte Stettner die geplante Unterkünfte in der Soorstraße (Charlottenburg-

Wilmersdorf), Thielallee (Steglitz-Zehlendorf) oder auch Darßer Straße in Lichtenberg. „Es gibt 

verschiedene Standorte, die wir uns angucken müssen“, Genaues müsse in dem geforderten 

Gesamtkonzept festgehalten werden. 

 

Stettner: „Es ist wichtig, transparent zu machen, dass es eben keine 1,14 Milliarden 

Verpflichtungsermächtigung für Verträge von neuen Unterkünften sind.“ Und für den schon lange 

bekannten Aufbau eines Ankunftszentrums nach neuen EU-Vorgaben. Ein solches ist im ab 2026 in 

Kraft tretenden Gemeinsamen Europäischen Asylsystem (GEAS) mit einheitlichen Standards 

vorgeschrieben. Die je 309 Millionen Euro für 2026 und 2027 für das neue Ankunftszentrum seien 

im Übrigen weniger, als derzeit für Tegel ausgegeben würden: „Da liegen die Kosten bei einer 

Million Euro pro Tag, also bei 365 Millionen im Jahr“, so Stettner, wir spare also fast 60 Millionen 

Euro jährlich. 

 

 

 

 

https://www.morgenpost.de/berlin/article242561702/Kosten-fuer-Fluechtlinge-steigen-enorm.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article242561702/Kosten-fuer-Fluechtlinge-steigen-enorm.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/charlottenburg-wilmersdorf/article410190135/fluechtlingsheim-soorstrasse-baustart-trotz-sinkender-zahlen.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/charlottenburg-wilmersdorf/article410190135/fluechtlingsheim-soorstrasse-baustart-trotz-sinkender-zahlen.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/steglitz-zehlendorf/article408237775/neue-fluechtlingsunterkunft-in-dahlem-das-ist-der-zeitplan.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/steglitz-zehlendorf/article408237775/neue-fluechtlingsunterkunft-in-dahlem-das-ist-der-zeitplan.html
https://www.morgenpost.de/incoming/article403920336/faeser-hofft-auf-eu-asylreform-ministertreffen-in-berlin.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/reinickendorf/article407327524/fluechtlingslager-tegel-klagen-ueber-dreck-und-miserables-essen.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/reinickendorf/article407327524/fluechtlingslager-tegel-klagen-ueber-dreck-und-miserables-essen.html
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